
BEßAUUNGSPLAN. 9 BAHNHOFSVORPLATZ' Nr: 7.2 · 

HINWEISE - TEXTLICHE.FESTSETZUNGEN ... BEGRÜNDUNG 

------------------------
l .. · Aligemeine Hinweis~ und ·na~hric~tl. Ubernahmen § 9 (6) BBauG 

·1.1 · Dlese textliche,n f estsetzungen geh,a're~ ZU de'r \Bebauungs-
~lanzeichnüng. • • • 

Gesetzliche Grundlagen sind das B~ndesbougesetz (BBauG). 
in der Fassung vom 18 •. 8„ 1976_ .und die Bounutzungs~~rord­
~~ng_ (Bou_NVO). ~n de~ Fa_ssu,ng :vom 26_- \ 11. .1968. 

. . / ' . . . . . . . . -- . 
Die plonungsrechtlichen F estsetzun_gen dieses Bebauungs-
planes ersetzen nicht die allgemein gUltigen baurecht­
lichen Bestimmungen und Notmen. 

1 

Insbesondere-sind zu beachten iri der .jeweil~g gUltigen 
Fass·tmg ; 

1) Die Hess. Bauordnung (HBO). und die zugeh,örige 
Dvrchfohrungsverordnung · (DVO), · 

. 
2) das Ortsbaurecht der Stadt Hanau, 

3)· die Einstellplatzsatzung de-r Sto.dt Hanau, 

4) das Hess. Nachbarrecht. 

1.4 Nach§ 20 DSchG sind dem Landesamt fur Denkmalpflege 
in Wiesbaden olle bei Erdarbeiten auftretenden Funde, 
wie Mo~ern, Scherben; Skelette ~tc., zu melden. Die 
Fund, ~nd Funstellen sind in unv~rtlndertem Zustand 
zu erholten und i~ geeigneter Weise bi~ zu einer Ent­
scheidung zu s.cnU:tz_en. 

J $5 · Das Fernmeldeamt 4 in Frankfurt ist mindestens 6 Monate 
vor Beginn von Straßen- und Hochbaumaßnohmen zu verstijn­
digen, damit die erforderlichen Arbeiten fur den Schutz 
und die Erweiterung von Fernmeldeanlagen rechtzeitig 
durchgefUhrt werden kö~nen.. • 

1.6 Das Stcidtreinigungs- und Fuhromi der Stadt Hanau ist 
vor der Einrichtung von Abfallbeseitigungsanlagen zu 
benachri~htigen. 
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1 • 7. Das 1Poli:z~i-. u~d Ordnungsamt, Ab.t. 8:randsch'3t7. ~ • ·1.::..­
Stodt Hanau .ist vor der Herstellun:;i-,!.::.;; verkehrsgrUn-:-

.• flHchen .. im Beiei eh der Straß') • A,m Hauptbahn},,~f' -.und. • 
• -der ·aosclustraß~ ,.zu __ b~nachrichtig;;n $ • • 

1.8 Di~· ~tadt~erk:c ··Hono~,r;'. Abte!lu~g. ltloss~:1.·ve:=·i :):l:9~ng;. "be­
ncStigen ~uf der sUdBstl_i."chon ßfjz-gon;h~:igc·:.d,t(i der • 

.. Ottostraße· :die fr::}lJ~;.1ltunf einer .leitun9ut.~cmß~ zum 
--Ve_rlagen einer• Wos~arleitung. • • • • • • • 

. . -, ' 
' ...• 

1 • 9 Bei cl~x E.1.-richtur.~ von i~;)chb~uten auf dsm Geltlnde 
;::}ds~hen_:Otto--·und dei- Straße 'Am Hauptbahnhof' ist 
mit Störungen df.is ·Htlrf";-r,k- '(md Fernsehempfcmg.es fur 

.·,.. da~ Gabiet :zwis.chen Doir.1ler- und 0-ttostra.3~. ':i1..1 rechnen. 
_Dieje Störungen kU~nen zumeinem duxch den Eropfangs­
.t,chotten .und zum onder!':1 durt:h rr:tigl.i.che Reflexion~/: 
on den F_O$S~den ~rititshen" • . ' . i • 

Bei den bett~ffsnd~ri Bouon~rage~ ict des\alb zu··, 
p:rUfen i 

o) .FUr welchon Beref~h•ist ~it-St~rungin zu rechnen? 

,Mit welch~n Moßnohmen, l!Od 'BouauflOi,:J(Hl ist tiie 
• Sicherst~llun; des ungestHrten Rundfunk- und Fern~ 

~~hempfan9is z~ icwtlhfl~istan (G~mein~chaftnan- . 
tennei,..:A,:ltr: ~-, tfot,P,,riol der Fassodenverkl1~idun9 etc.). 

,l ~ ~ V • • ": • (< ,' 

"an. es·ziJ ouch dl.e Sehr e.ibvn :t.<12'.• f:. ,. -::;; lr:'.,2i1:"-i'ir::es T aun·tJ s: 
Funksttsru_ngsmeBstell~. und des· He~t-, Rundfunk:-,;) .. 

2,. • F ~;:;tset.zungen. nt:ich B~t1desrecht ( §§ 9 u ·- 9o BfüluG, • B~uNVO) 

2, 1 .FUr.de~ Geltungsbereich werden oile frUheren plcnungs­
xachtlichen Festsetzungen, die diesem Bebauungsplan 

. wi~!_rsprech~n; aufgeh9ben • 
., ... • 

;,_ 3 .:. 
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2.2 Von den nicht Uberbouten GrundstUcksflächen sind 
20 - 40% als GrUnflHchen anzulegen und zu unter­
halten. Diese GrUnflöchen sollen eine 25%ige Baum­
und Strru:hbepflan;ung einschließen ( 1 Baum ent­
spricht 25 qm, 1 Strauch 1 qrn) 

2.3 Vorgärten sind, soweit sie nicht als Zugänge oder Zu­
fahrten benötigt werden, als zusammenhängende GrUn­
flöchen zu gestalten und zu unterhal te_n; in jedem Vor­
garten ist ein den GrundstUcksverhältnissen entsprechen­
der Baum zu pflanzen. 

2.4 Die im Bebauungsplan festgesetzte zulässige GeschoßflHche 
kann ausn.ahmsweise um die Flclche notwendiger Einstell­
plätze, die unter der Geländeoberfläche hergestellt werden, 
erh8ht werden. • 

2.5 Im Kerngebiet sind Wohnungen oberhalb des Erdgeschos.ses 
zulössig. 

2.6 Die Flöchen fUr Stellplätze und Parkdecks sind in der 
zeichn. Darstellung des Bebauungsplanes verbindlich fest­
gelegt. 
In begrUndeten Föllen sind hiervon Ausnahmen im Einver­
nehmen mit der Stadt Hanau zulässig. 

3. Festsetzungen nach Landesrecht§ 9 (4) BBauG 
§ 118 HBO 

3.1 Gebtiudegruppen sind in ihrer Hußeren Gestaltung und ihren 
Dachformen aufeinander abzustimmen. 
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3.2 Straßenseitige Einfriedigungen sind im nll.-;6:;;.:oinara nicht 
zulijssig. Ausnahmen k6nnen aus GrUnden der Sicherheit 
iii Hinblick auf die jeweilige Nutzung dor GrundstUcke 
zugelassen werden. ' 
Im rUckwHrtigen Bereich sind Einfz'iedigtm~er, bif :w einer 
Htshe vo·n 1,20 m :zuHissig. 




